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2. das Haushaltsgesetz für das nachfolgende Kalenderjahr Haushaltsansätze zur
Absenkung der Übertragungsnetzentgelte enthält.

2 Sofern im Haushaltsgesetz des Kalenderjahres, das dem Kalenderjahr voran-
geht, in dem der Bundeszuschuss erfolgen soll, eine Verpflichtungsermächti-
gung zum Zweck der Absenkung der Übertragungsnetzentgelte veranschlagt
wurde, richtet sich die Höhe des Zuschusses nach dem Betrag, der von der
Bundesrepublik Deutschland in einem Bescheid an die Übertragungsnetz-
betreiber mit Regelzonenverantwortung festgesetzt worden ist, wenn der Be-
scheid den Übertragungsnetzbetreibern mit Regelzonenverantwortung spätes-
tens am 30. September des Kalenderjahres, das dem Kalenderjahr vorangeht, in
dem der Zuschuss erfolgen soll, bekannt gegeben wird; dabei besteht keine
Pflicht zum Erlass eines Bescheides. 3Die Aufteilung der Zahlungen zur Ab-
senkung der Übertragungsnetzentgelte auf die Übertragungsnetzbetreiber mit
Regelzonenverantwortung erfolgt entsprechend dem jeweiligen Anteil ihrer
Erlösobergrenze an der Summe der Erlösobergrenzen aller Übertragungsnetz-
betreiber mit Regelzonenverantwortung. 4Zwischen den Übertragungsnetz-
betreibern mit Regelzonenverantwortung und der Bundesrepublik Deutsch-
land, vertreten durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz,
wird vor der Bereitstellung eines Bundeszuschusses zum Zweck der Absenkung
der Übertragungsnetzentgelte im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Finanzen ein öffentlich-rechtlicher Vertrag abgeschlossen. 5Die Bundes-
netzagentur ist berechtigt, durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 nähere Vor-
gaben zur Berücksichtigung des Bundeszuschusses bei der Ermittlung der
bundeseinheitlichen Übertragungsnetzentgelte zu machen.

§ 24b Zuschuss zur anteiligen Finanzierung der Übertragungsnetz-
kosten; Zahlungsmodalitäten. (1) 1Die Netzkosten des Kalenderjahres 2023
der Übertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung werden anteilig
durch einen Zuschuss in Höhe von insgesamt 12,84 Milliarden Euro gedeckt.
2Der Zuschuss wird aus dem Bankkonto nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des Strom-
preisbremsegesetzes1) finanziert. 3Zu diesem Zweck sind die Übertragungsnetz-
betreiber mit Regelzonenverantwortung berechtigt, den nach Absatz 2 für sie
berechneten Anteil an dem Zuschuss von dem Bankkonto nach § 26 Absatz 1
Satz 1 des Strompreisbremsegesetzes abzubuchen. 4Macht ein Übertragungs-
netzbetreiber mit Regelzonenverantwortung von seiner Berechtigung zur Ab-
buchung nach Satz 3 Gebrauch, hat diese in Höhe seines Anteils nach Absatz 2
an dem Betrag von 1,07 Milliarden Euro zum 15. eines Kalendermonats zu
erfolgen, wobei sich die Berechtigung auf den Zeitraum beginnend mit dem
15. Februar 2023 und endend mit dem 15. Januar 2024 beschränkt.

(2) 1Die Aufteilung der monatlichen Zuschussbeträge auf die Übertragungs-
netzbetreiber mit Regelzonenverantwortung erfolgt entsprechend dem jeweili-
gen Anteil des Anstiegs ihrer Erlösobergrenze des Kalenderjahres 2023 gegen-
über ihrer Erlösobergrenze des Kalenderjahres 2022 an der Summe des Anstiegs
der Erlösobergrenzen aller Übertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverant-
wortung. 2Die Abbuchung der monatlichen Zuschussbeträge zu den Über-
tragungsnetzkosten von dem Bankkonto nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des Strom-
preisbremsegesetzes an die Übertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverant-
wortung erfolgt entsprechend diesem Verhältnis.

1) Nr. 9.
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(3) 1Die Übertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung haben
den Zuschuss nach Absatz 1 Satz 1 bei der Ermittlung der bundeseinheitlichen
Übertragungsnetzentgelte, die auf Grundlage der Rechtsverordnung nach § 24
Satz 2 Nummer 4 Buchstabe b erfolgt, für das Kalenderjahr 2023 rechnerisch
von dem Gesamtbetrag der in die Ermittlung der bundeseinheitlichen Über-
tragungsnetzentgelte einfließenden Erlösobergrenzen abzuziehen und entspre-
chend die Netzentgelte mindernd einzusetzen. 2Die Bundesnetzagentur ist
berechtigt, durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 nähere Vorgaben zur Berück-
sichtigung des Zuschusses bei der Ermittlung der bundeseinheitlichen Über-
tragungsnetzentgelte zu machen.

(4) Soweit das Bankkonto nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des Strompreisbremse-
gesetzes bis zum zehnten Tag eines Kalendermonats kein ausreichendes Gutha-
ben aufweist, damit eine Auszahlung nach Absatz 1 Satz 3 getätigt werden
kann, ist eine Buchung in entsprechender Höhe von dem separaten Bankkonto
für die Aufgaben nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz1) nach § 47 Absatz 1
Satz 1 des Energiefinanzierungsgesetzes auf das Bankkonto nach § 26 Absatz 1
Satz 1 des Strompreisbremsegesetzes zulässig und vorzunehmen, soweit die
Gesamtsumme dieser Buchungen den Betrag, den die Bundesrepublik
Deutschland auf Grund des Bescheides vom 9. Oktober 2020 als Zuschuss zur
Absenkung der EEG-Umlage geleistet hat, nicht übersteigt.

(5) 1Wenn das Bankkonto nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des Strompreisbremse-
gesetzes auch nach den Buchungen nach Absatz 4 zur Gewährung der monat-
lichen Rate nach Absatz 1 Satz 3 nicht ausreichend gedeckt ist oder eine
Abbuchung nach Absatz 1 Satz 2 aus rechtlichen Gründen nicht möglich ist,
sind die Übertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung abweichend
von § 20 Absatz 1 berechtigt, ihre Netzentgelte im Kalenderjahr 2023 einmalig
unterjährig zum ersten Tag eines Monats anzupassen. 2Die Entscheidung zur
Neukalkulation der Übertragungsnetzentgelte nach Satz 1 ist von allen Über-
tragungsnetzbetreibern mit Regelzonenverantwortung gemeinsam zu treffen.
3Die beabsichtigte Anpassung ist sechs Wochen vor ihrem Wirksamwerden der
Bundesnetzagentur mitzuteilen und auf der gemeinsamen Internetseite der
Übertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung zu veröffentlichen.
4 Sofern die Übertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung das
Recht nach Satz 1 zur einmaligen unterjährigen Anpassung ihrer Netzentgelte
nutzen, sind auch die Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen abweichend
von § 20 Absatz 1 berechtigt, auf dieser Grundlage ihre Netzentgelte zu
demselben Datum anzupassen.

§ 24c (aufgehoben)

§ 25 Ausnahmen vom Zugang zu den Gasversorgungsnetzen im Zu-
sammenhang mit unbedingten Zahlungsverpflichtungen. 1Die Gewäh-
rung des Zugangs zu den Gasversorgungsnetzen ist im Sinne des § 20 Abs. 2
insbesondere dann nicht zumutbar, wenn einem Gasversorgungsunternehmen
wegen seiner im Rahmen von Gaslieferverträgen eingegangenen unbedingten
Zahlungsverpflichtungen ernsthafte wirtschaftliche und finanzielle Schwierig-
keiten entstehen würden. 2Auf Antrag des betroffenen Gasversorgungsunter-
nehmens entscheidet die Regulierungsbehörde, ob die vom Antragsteller nach-

1) Nr. 11.
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zuweisenden Voraussetzungen des Satzes 1 vorliegen. 3Die Prüfung richtet sich
nach Artikel 48 der Richtlinie 2009/73/EG (ABl. L 211 vom 14.8.2009,
S. 94). 4Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung1), die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
die bei der Prüfung nach Artikel 48 der Richtlinie 2009/73/EG anzuwenden-
den Verfahrensregeln festzulegen. 5 In der Rechtsverordnung nach Satz 4 kann
vorgesehen werden, dass eine Entscheidung der Regulierungsbehörde, auch
abweichend von den Vorschriften dieses Gesetzes, ergehen kann, soweit dies in
einer Entscheidung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vor-
gesehen ist.

§ 26 Zugang zu LNG-Anlagen, vorgelagerten Rohrleitungsnetzen
und Gasspeicheranlagen im Bereich der leitungsgebundenen Versor-
gung mit Erdgas. (1) 1 Soweit es zur Berücksichtigung von Besonderheiten
von LNG-Anlagen erforderlich ist, kann die Bundesnetzagentur durch Fest-
legung oder Genehmigung nach § 29 Absatz 1 Regelungen für den Zugang zu
LNG-Anlagen treffen. 2Diese Regelungen können zum Gegenstand haben:
1. die Rechte und Pflichten eines Betreibers von LNG-Anlagen,
2. die Bedingungen, unter denen der Betreiber der LNG-Anlage Zugang zur

LNG-Anlage gewähren muss,
3. die nähere Ausgestaltung der Ermittlung der Kosten und Entgelte des An-

lagenbetriebs sowie
4. die Anwendbarkeit der Anreizregulierung nach § 21a.
3Die Regelungen und Entscheidungen können von Rechtsverordnungen nach
§ 24 abweichen oder diese ergänzen.

(2) Der Zugang zu den vorgelagerten Rohrleitungsnetzen und zu Gasspei-
cheranlagen erfolgt abweichend von den §§ 20 bis 24 auf vertraglicher Grund-
lage nach Maßgabe der §§ 27 und 28.

§ 27 Zugang zu den vorgelagerten Rohrleitungsnetzen. (1) 1Betreiber
von vorgelagerten Rohrleitungsnetzen haben anderen Unternehmen das vor-
gelagerte Rohrleitungsnetz für Durchleitungen zu Bedingungen zur Verfügung
zu stellen, die angemessen und nicht ungünstiger sind, als sie von ihnen in
vergleichbaren Fällen für Leistungen innerhalb ihres Unternehmens oder ge-
genüber verbundenen oder assoziierten Unternehmen tatsächlich oder kalkula-
torisch in Rechnung gestellt werden. 2Dies gilt nicht, soweit der Betreiber
nachweist, dass ihm die Durchleitung aus betriebsbedingten oder sonstigen
Gründen unter Berücksichtigung des Zwecks des § 1 nicht möglich oder nicht
zumutbar ist. 3Die Ablehnung ist in Textform zu begründen. 4Die Verweige-
rung des Netzzugangs nach Satz 2 ist nur zulässig, wenn einer der in Artikel 20
Abs. 2 Satz 3 Buchstabe a bis d der Richtlinie 2003/55/EG genannten Gründe
vorliegt. 5Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Bedingungen
des Zugangs zu den vorgelagerten Rohrleitungsnetzen und die Methoden zur
Berechnung der Entgelte für den Zugang zu den vorgelagerten Rohrleitungs-
netzen unter Berücksichtigung des Zwecks des § 1 festzulegen.

1) Siehe die GasnetzzugangsVO (Nr. 27).
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(2) Bei grenzüberschreitenden Streitigkeiten über den Zugang zu vorgela-
gerten Rohrleitungsnetzen konsultiert die Regulierungsbehörde betroffene
Mitgliedstaaten und Drittstaaten nach Maßgabe des Verfahrens nach Artikel 34
Absatz 4 der Richtlinie 2009/73/EG in der Fassung der Richtlinie (EU) 2019/
692 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 zur
Änderung der Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnen-
markt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/55/EG (ABl. L 211 vom 14.8.
2009, S. 94), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2019/692 (ABl. L 117 vom
3.5.2019, S. 1) geändert worden ist.

§ 28 Zugang zu Gasspeicheranlagen; Verordnungsermächtigung.
(1) 1Betreiber von Gasspeicheranlagen haben anderen Unternehmen den

Zugang zu ihren Gasspeicheranlagen und Hilfsdiensten zu angemessenen und
diskriminierungsfreien technischen und wirtschaftlichen Bedingungen zu ge-
währen, sofern der Zugang für einen effizienten Netzzugang im Hinblick auf
die Belieferung der Kunden technisch oder wirtschaftlich erforderlich ist. 2Der
Zugang zu einer Gasspeicheranlage gilt als technisch oder wirtschaftlich er-
forderlich für einen effizienten Netzzugang im Hinblick auf die Belieferung
von Kunden, wenn es sich bei der Gasspeicheranlage um einen Untergrunds-
peicher, mit Ausnahme von unterirdischen Röhrenspeichern, handelt. 3Der
Zugang ist im Wege des verhandelten Zugangs zu gewähren.

(2) 1Betreiber von Gasspeicheranlagen können den Zugang nach Absatz 1
verweigern, soweit sie nachweisen, dass ihnen der Zugang aus betriebsbeding-
ten oder sonstigen Gründen unter Berücksichtigung des Zwecks des § 1 nicht
möglich oder nicht zumutbar ist. 2Die Ablehnung ist in Textform zu begrün-
den.

(3) 1Betreiber von Gasspeicheranlagen sind verpflichtet, den Standort der
Gasspeicheranlage, Informationen über verfügbare Kapazitäten, darüber, zu
welchen Gasspeicheranlagen verhandelter Zugang zu gewähren ist, sowie ihre
wesentlichen Geschäftsbedingungen für den Speicherzugang im Internet zu
veröffentlichen. 2Dies betrifft insbesondere die verfahrensmäßige Behandlung
von Speicherzugangsanfragen, die Beschaffenheit des zu speichernden Gases,
die nominale Arbeitsgaskapazität, die Ein- und Ausspeicherungsperiode, soweit
für ein Angebot der Betreiber von Gasspeicheranlagen erforderlich, sowie die
technisch minimal erforderlichen Volumen für die Ein- und Ausspeicherung.
3Die Betreiber von Gasspeicheranlagen konsultieren bei der Ausarbeitung der
wesentlichen Geschäftsbedingungen die Speichernutzer.

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die technischen
und wirtschaftlichen Bedingungen sowie die inhaltliche Gestaltung der Ver-
träge über den Zugang zu den Gasspeicheranlagen zu regeln.

§ 28a Neue Infrastrukturen. (1) Verbindungsleitungen zwischen Deutsch-
land und anderen Staaten oder LNG- und Gasspeicheranlagen können von der
Anwendung der §§ 8 bis 10e sowie §§ 20 bis 28 befristet ausgenommen
werden, wenn
1. durch die Investition der Wettbewerb bei der Gasversorgung und die Ver-

sorgungssicherheit verbessert werden,

1 EnWG §§ 28, 28a 1. Teil. Energierecht
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2. es sich um größere neue Infrastrukturanlagen im Sinne des Artikel 36 Ab-
satz 1 der Richtlinie 2009/73/EG handelt, bei denen insbesondere das mit
der Investition verbundene Risiko so hoch ist, dass die Investition ohne eine
Ausnahmegenehmigung nicht getätigt würde,

3. die Infrastruktur Eigentum einer natürlichen oder juristischen Person ist, die
entsprechend der §§ 8 bis 10e von den Netzbetreibern getrennt ist, in deren
Netzen die Infrastruktur geschaffen wird,

4. von den Nutzern dieser Infrastruktur Entgelte erhoben werden und
5. die Ausnahme sich nicht nachteilig auf den Wettbewerb auf den jeweiligen

Märkten, die wahrscheinlich von der Investition betroffen sein werden, auf
das effiziente Funktionieren des Erdgasbinnenmarktes, auf das effiziente
Funktionieren der betroffenen regulierten Netze oder auf die Erdgasversor-
gungssicherheit der Europäischen Union auswirkt.

(2) Absatz 1 gilt auch für Kapazitätsaufstockungen bei vorhandenen Infra-
strukturen, die insbesondere hinsichtlich ihres Investitionsvolumens und des
zusätzlichen Kapazitätsvolumens bei objektiver Betrachtung wesentlich sind,
und für Änderungen dieser Infrastrukturen, die die Erschließung neuer Gas-
versorgungsquellen ermöglichen.

(3) 1Auf Antrag des betroffenen Gasversorgungsunternehmens entscheidet
die Regulierungsbehörde, ob die vom Antragsteller nachzuweisenden Voraus-
setzungen nach Absatz 1 oder 2 vorliegen. 2Die Prüfung und das Verfahren
richten sich nach Artikel 36 Absatz 3 bis 9 der Richtlinie 2009/73/EG. 3Die
Regulierungsbehörde hat eine Entscheidung über einen Antrag nach Satz 1
nach Maßgabe einer endgültigen Entscheidung der Kommission nach Artikel 36
Absatz 9 der Richtlinie 2009/73/EG zu ändern oder aufzuheben; die §§ 48
und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberührt.

(4) Die Entscheidungen werden von der Regulierungsbehörde auf ihrer
Internetseite veröffentlicht.

§ 28b Bestandsleitungen zwischen Deutschland und einem Drittstaat.
(1) 1Gasverbindungsleitungen mit einem Drittstaat im Sinne des Artikels 49a

der Richtlinie 2009/73/EG, die vor dem 23. Mai 2019 fertiggestellt wurden,
werden von der Regulierungsbehörde auf Antrag des Betreibers dieser Gas-
verbindungsleitung in Bezug auf die im Hoheitsgebiet Deutschlands befindli-
chen Leitungsabschnitte von der Anwendung der §§ 8 bis 10e sowie der §§ 20
bis 28 befristet freigestellt, wenn
1. der erste Kopplungspunkt der Leitung mit dem Netz eines Mitgliedstaates in

Deutschland liegt,
2. objektive Gründe für eine Freistellung vorliegen, insbesondere

a) die Ermöglichung der Amortisierung der getätigten Investitionen oder
b) Gründe der Versorgungssicherheit, und

3. die Freistellung sich nicht nachteilig auf den Wettbewerb auf dem Erdgas-
binnenmarkt in der Europäischen Union und dessen effektives Funktionieren
auswirkt und die Versorgungssicherheit in der Europäischen Union nicht
beeinträchtigt wird.

2 Satz 1 ist nicht anzuwenden auf Fernleitungen mit Drittstaaten, die im
Rahmen einer mit der Europäischen Union geschlossenen Vereinbarung zur
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Umsetzung der Richtlinie 2009/73/EG verpflichtet sind und diese Richtlinie
wirksam umgesetzt haben.

(2) 1Der Antragsteller hat dem Antrag alle zur Prüfung des Antrags erforder-
lichen Unterlagen beizufügen. 2Mit dem Antrag sind zum Nachweis der
Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 Gutachten einzurei-
chen, die durch fachkundige und unabhängige Sachverständige erstellt worden
sein müssen. 3Die Gutachten sollen insbesondere zu der Frage Stellung neh-
men, ob Nebenbestimmungen nach Absatz 7 zur Einhaltung der Vorausset-
zungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 beitragen können. 4Die Fach-
kunde und Unabhängigkeit der Sachverständigen sind im Rahmen der Antrag-
stellung gesondert nachzuweisen. 5Der Antrag und die für die Entscheidung
erforderlichen Nachweise müssen spätestens 30 Tage nach dem 12. Dezember
2019 bei der Regulierungsbehörde eingehen. 6Verspätet eingereichte oder
unvollständige Antragsunterlagen können zur Ablehnung des Antrags führen.
7Die Antragsunterlagen sind der Regulierungsbehörde auf Anforderung auch
elektronisch zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Entscheidung über den Antrag auf Freistellung nach Absatz 1 Satz 1
ist bis zum 24. Mai 2020 zu treffen.

(4) 1Die Dauer der Freistellung nach Absatz 1 Satz 1 bemisst sich nach den
objektiven Gründen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3. 2 Sie darf 20 Jahre nicht
überschreiten.

(5) 1Die Freistellung nach Absatz 1 Satz 1 kann auf Antrag über die Dauer
nach Absatz 4 hinaus verlängert werden, wenn dies nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 und 3 gerechtfertigt ist. 2Absatz 2 Satz 1 bis 4, 6 und 7 ist ent-
sprechend anzuwenden. 3Der Antrag auf Verlängerung und die für die Ent-
scheidung erforderlichen Nachweise müssen spätestens ein Jahr vor Ablauf der
Freistellungsregelung bei der Regulierungsbehörde eingegangen sein.

(6) Das Verfahren richtet sich im Übrigen nach Artikel 49a Absatz 2 der
Richtlinie 2009/73/EG.

(7) 1Entscheidungen über Anträge auf Freistellung nach Absatz 1 Satz 1 oder
auf Verlängerung der Freistellung nach Absatz 5 Satz 1 können mit Neben-
bestimmungen versehen werden, die zur Einhaltung der Voraussetzungen nach
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 erforderlich sind. 2Die §§ 48 und 49 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberührt.

(8) Entscheidungen über Anträge auf Freistellung nach Absatz 1 Satz 1 oder
auf Verlängerung der Freistellung nach Absatz 5 Satz 1 sind von der Regulie-
rungsbehörde an die Kommission zu übermitteln und auf der Internetseite der
Regulierungsbehörde zu veröffentlichen.

§ 28c Technische Vereinbarungen über den Betrieb von Gasverbin-
dungsleitungen mit Drittstaaten. 1Betreiber von Fernleitungsnetzen kön-
nen technische Vereinbarungen über den Betrieb von Fernleitungen mit Fern-
leitungsnetzbetreibern in Drittstaaten abschließen, sofern diese deutschem oder
europäischem Recht nicht widersprechen. 2Bestehende und neu abgeschlosse-
ne Vereinbarungen sind der Regulierungsbehörde anzuzeigen.

1 EnWG § 28c 1. Teil. Energierecht
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Abschnitt 3a. Sondervorschriften für selbstständige Betreiber von
grenzüberschreitenden Elektrizitätsverbindungsleitungen

§ 28d Anwendungsbereich. (1) Die Vorschriften dieses Abschnitts sind für
grenzüberschreitende Elektrizitätsverbindungsleitungen eines selbstständigen
Betreibers anzuwenden, die Bestandteil eines durch die Bundesnetzagentur
nach § 12c Absatz 4 Satz 1, Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 12b Absatz 1, 2
und 4 bestätigten Netzentwicklungsplans sind.

(2) 1Zusätzlich zu den von Absatz 1 erfassten Fällen sind die Vorschriften
dieses Abschnitts auch anzuwenden auf eine grenzüberschreitende Elektrizitäts-
verbindungsleitung eines selbständigen Betreibers, die vor dem 4. August 2011
in Betrieb genommen wurde, wenn der selbständige Betreiber dies nach Satz 2
bei der Bundesnetzagentur beantragt und wenn die Bundesnetzagentur den
Antrag nach Satz 3 genehmigt hat. 2Der selbständige Betreiber kann gegenüber
der Bundesnetzagentur schriftlich oder durch Übermittlung in elektronischer
Form die Genehmigung beantragen, dass eine grenzüberschreitende Elektrizi-
tätsverbindungsleitung den Vorschriften dieses Abschnitts unwiderruflich mit
Wirkung für die Zukunft unterfallen soll. 3Die Bundesnetzagentur kann die
Genehmigung erteilen, wenn keine rechtlichen Gründe entgegenstehen. 4Die
Bundesnetzagentur hat eine nach Satz 3 erteilte Genehmigung auf ihrer Inter-
netseite zu veröffentlichen.

§ 28e Grundsätze der Netzkostenermittlung. Für die Ermittlung der
Netzkosten für die Errichtung und den Betrieb von grenzüberschreitenden
Elektrizitätsverbindungsleitungen sind die Grundsätze des § 21 Absatz 2 an-
zuwenden.

§ 28f Feststellung der Netzkosten durch die Bundesnetzagentur.
(1) 1Die Bundesnetzagentur stellt auf Antrag die Höhe der Netzkosten des

selbstständigen Betreibers von grenzüberschreitenden Elektrizitätsverbindungs-
leitungen für ein abgelaufenes Kalenderjahr fest. 2Die Feststellung erfolgt nach
Maßgabe des § 28e oder einer Festlegung nach § 21 Absatz 3 Satz 4 Nummer 1
Buchstabe g. 3Bei der Feststellung kann die Bundesnetzagentur nachweislich
vorliegende wirtschaftliche, technische oder betriebliche Besonderheiten bei
der Errichtung oder dem Betrieb von grenzüberschreitenden Elektrizitätsver-
bindungsleitungen berücksichtigen.

(2) 1Der selbstständige Betreiber von grenzüberschreitenden Elektrizitätsver-
bindungsleitungen hat die Feststellung für ein abgelaufenes Kalenderjahr spätes-
tens sechs Monate nach dem Ablauf des entsprechenden Kalenderjahres schrift-
lich oder elektronisch zu beantragen. 2Der Antrag muss alle für eine Prüfung
erforderlichen Unterlagen einschließlich einer nachvollziehbaren Darlegung
über die Höhe der Netzkosten enthalten. 3Zur Darlegung der Höhe der Netz-
kosten ist insbesondere für jede grenzüberschreitende Elektrizitätsverbindungs-
leitung ein separater Tätigkeitsabschluss vorzulegen. 4§ 6b Absatz 1 bis 3 und
Absatz 5 bis 7 ist entsprechend anzuwenden. 5Auf Verlangen der Regulierungs-
behörde hat der Antragsteller die Unterlagen elektronisch zu übermitteln. 6Die
Regulierungsbehörde kann die Vorlage weiterer Angaben oder Unterlagen
verlangen, soweit sie diese für ihre Prüfung benötigt.

(3) 1Bei der Feststellung geht die Bundesnetzagentur von einer gleichmäßi-
gen Tragung der Kosten für die Errichtung und den Betrieb grenzüberschrei-
tender Elektrizitätsverbindungsleitungen zwischen den Ländern aus, die mittels
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einer grenzüberschreitenden Elektrizitätsverbindungsleitung verbunden sind,
soweit nicht eine abweichende Vereinbarung zwischen diesen Ländern getrof-
fen wurde. 2Eine von der Kostentragung zu gleichen Teilen abweichende Auf-
teilung der Kosten bedarf einer Vereinbarung zwischen der Bundesnetzagentur
und den zuständigen Regulierungsbehörden der betroffenen Mitgliedstaaten
oder Drittstaaten.

§ 28g Zahlungsanspruch zur Deckung der Netzkosten. (1) 1Dem
selbstständigen Betreiber von grenzüberschreitenden Elektrizitätsverbindungs-
leitungen steht jährlich ein Zahlungsanspruch gegen den Betreiber von Über-
tragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung zu, an dessen Netz die grenz-
überschreitenden Elektrizitätsverbindungsleitungen angeschlossen sind. 2Die
Höhe des Zahlungsanspruchs richtet sich nach den zu erwartenden anerken-
nungsfähigen Netzkosten der grenzüberschreitenden Elektrizitätsverbindungs-
leitung für das folgende Kalenderjahr und dem Saldo nach Absatz 3. 3Mindes-
tens sechs Monate vor Beginn des jeweiligen Kalenderjahres übermittelt der
selbstständige Betreiber von grenzüberschreitenden Elektrizitätsverbindungslei-
tungen dem betroffenen Betreiber von Übertragungsnetzen mit Regelzonen-
verantwortung eine nachvollziehbare Prognose über die Höhe der Kosten nach
Satz 2 sowie einen Nachweis über die festgestellten Kosten nach Absatz 3. 4Die
Regelung des § 28f Absatz 3 ist auf die zu erwartenden Kosten nach Satz 2
entsprechend anzuwenden.

(2) 1Der Zahlungsanspruch entsteht mit Beginn des Kalenderjahres. 2Er ist
in zwölf monatlichen Raten zu erfüllen, die jeweils am 15. 3 des Folgemonats
fällig werden.

(3) 1Der in Höhe des durchschnittlich gebundenen Kapitals verzinste Saldo
der nach § 28f Absatz 1 festgestellten Netzkosten eines Kalenderjahres und der
für dieses Kalenderjahr an den selbstständigen Betreiber einer grenzüberschrei-
tenden Elektrizitätsverbindungsleitung nach Absatz 1 ausgezahlten Summe ist
im auf die Feststellung folgenden oder im nächstmöglichen Kalenderjahr unter
Verzinsung durch gleichmäßige Auf- oder Abschläge auf die Raten nach Ab-
satz 2 Satz 2 zu verrechnen. 2Der durchschnittlich gebundene Betrag ergibt
sich aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jahresendbestand. 3Die Ver-
zinsung nach Satz 1 richtet sich nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen
Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank
veröffentlichten Umlaufrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer
Emittenten.

(4) Ist eine grenzüberschreitende Elektrizitätsverbindungsleitung eines selbst-
ständigen Betreibers an die Netze mehrerer Betreiber von Übertragungsnetzen
mit Regelzonenverantwortung angeschlossen, hat jeder einzelne von ihnen nur
den Anteil der nach § 28f festgestellten Netzkosten auszuzahlen, der auf seine
Regelzone entfällt.

(5) Der Betreiber von Übertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung
bringt die Kosten, die ihm durch die Erfüllung des Zahlungsanspruchs nach
Absatz 1 entstehen, nach Maßgabe einer Festlegung nach § 21 Absatz 3 Satz 4
Nummer 1 Buchstabe g, als Teil seiner Erlösobergrenze in die Netzentgelt-
bildung ein.

§ 28h Anspruch auf Herausgabe von Engpasserlösen. (1) 1Der selbst-
ständige Betreiber von grenzüberschreitenden Elektrizitätsverbindungsleitun-
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